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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Mitte-Nationalrat Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) reichte im Dezember 2020 eine
parlamentarische Initiative ein, mit der er forderte, dass Sachpläne, die wichtigsten
Planungsinstrumente des Bundes im Bereich der Raum- und lnfrastrukturentwicklung,
dem Parlament zwingend vorgelegt werden sollen. Bregy störte sich daran, dass die
Sachpläne «einschneidende, behördenverbindliche Vorgaben» für die Verwaltung, die
Gemeinden und die Kantone darstellen würden, ohne dass diese eine parlamentarische
Debatte durchliefen. Als Beispiel nannte der Initiant den Sachplan Verkehr, der im
Herbst 2020 in Anhörung gegeben worden war und den Kantonen und Gemeinden laut
Bregy viele neue Auflagen mache. So sollten etwa der öffentliche Verkehr und der
Langsamverkehr durch einen Abbau von Parkplätzen für Arbeit, Freizeit und Einkauf
gefördert und der Individualverkehr, wo immer möglich, durch Fuss- und
Fahrradverkehr ersetzt werden, so Bregy. Die vorberatende UREK-NR beantragte ihrem
Rat mit 14 zu 11 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Die Mehrheit der
Kommission war der Meinung, dass die Initiative nicht nötig sei, da die Ausarbeitung von
Sachplänen bereits ein umfassendes Vernehmlassungsverfahren beinhalte, bei dem die
Kantone, die Gemeinden und die Bevölkerung konsultiert werden. Auch das
Bundesparlament spiele eine Rolle, da es die Anhörung der Kantone sicherstelle.
Ausserdem könnten parlamentarische Kommissionen einen Sachplan traktandieren und
diesen mit der Verwaltung besprechen. Die geltenden Bestimmungen seien genügend
wirksam und eine Annahme der Initiative verlangsame nur den Ausarbeitungsprozess
des Sachpläne. 

Der Nationalrat beugte sich in seiner Frühjahrssession 2022 über die Initiative. Initiant
Bregy weibelte persönlich für sein Anliegen und lancierte dabei einen
demokratiepolitischen Appell an den Rat. Mit den Sachplänen mache der Bund Politik,
anstatt nur politische Entscheide umzusetzen. Solange aber mit Sachplänen Politik
gemacht werde, solle das Parlament darüber debattieren können, so Bregy.
Parteikollege Nicolo Paganini (mitte, SG) sprach von einer «schleichenden
Kompetenzverschiebung vom Parlament hin zu Bundesrat und Verwaltung im Bereich
der raumwirksamen Politikbereiche», welche es zu verhindern gelte.
Kommissionssprecher Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG) räumte zwar ein, dass «bei
einigen Sachplänen tatsächlich der Eindruck entstehen [kann], dass sich der Bundesrat
nicht an den Grundsätzen des Gesetzgebers orientiert». Doch wenn Sachpläne
zwingend dem Parlament vorgelegt werden müssten, sei dies ebenfalls staatspolitisch
heikel, da fragwürdig sei, ob damit die Gewaltentrennung respektiert würde. In
Anbetracht dessen, dass allein der Flughafen Zürich ein bis zwei Sachplananpassungen
pro Jahr vornehme, hätte eine Annahme der Initiative ausserdem «enormen Einfluss»
auf die Prozessdauer. Trotz dieser Einwände stimmte eine Mehrheit des Nationalrates
mit 94 zu 86 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) dafür, der Initiative Folge zu geben. Neben
der Folgegeben geschlossen befürwortenden SVP-Fraktion sprachen sich auch die
Fraktionen der FDP und der Mitte mehrheitlich für die Initiative aus. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2022
ELIA HEER

1) AB NR, 2022, S. 504 ff.
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